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3. Art. 38 Abs. 1 der Richtlinie 2014/23 in der Fassung der Delegierten Verordnung 2019/1827 in Verbindung mit
Anhang V Nr. 7 Buchst. b und dem vierten Erwagungsgrund dieser Richtlinie sowie mit Art. 4 und Anhang XXI Punkt
MI.1.1 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/1986 der Kommission vom 11. November 2015 zur Einfithrung von
Standardformularen fiir die Veroffentlichung von Vergabebekanntmachungen fir offentliche Auftrige und zur
Authebung der Durchfihrungsverordnung (EU) Nr. 842/2011

ist dahin auszulegen, dass

ein offentlicher Auftraggeber als Eignungskriterium und fur die qualitative Bewertung der Bewerber verlangen kann, dass
die Wirtschaftsteilnehmer im Handels- oder Berufsregister eingetragen sind, sofern ein Wirtschaftsteilnehmer seine
Eintragung im entsprechenden Register in dem Mitgliedstaat, in dem er niedergelassen ist, vorweisen darf.

4. Art. 38 Abs. 1 der Richtlinie 2014/23 in der Fassung der Delegierten Verordnung 2019/1827 in Verbindung mit Art. 27
dieser Richtlinie und Art. 1 der Verordnung (EG) Nr. 2195/2002 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
5. November 2002 iiber das Gemeinsame Vokabular fiir 6ffentliche Auftrige (CPV)

ist dahin auszulegen, dass

er dem entgegensteht, dass ein 6ffentlicher Auftraggeber, der von den Wirtschaftsteilnehmern verlangt, im Handels- oder
Berufsregister eines Mitgliedstaats der Union eingetragen zu sein, nicht auf das aus CPV-Codes bestehende Gemeinsame
Vokabular fur 6ffentliche Auftrige verweist, sondern auf die Klassifikation NACE Rev. 2, wie sie durch die Verordnung
(EG) Nr. 1893/2006 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 zur Aufstellung der
statistischen Systematik der Wirtschaftszweige NACE Revision 2 und zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 3037/90
des Rates sowie einiger Verordnungen der EG iiber bestimmte Bereiche der Statistik eingefithrt wurde.

5. Art. 38 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 2014/23 in der Fassung der Delegierten Verordnung 2019/1827 in Verbindung mit
Art. 26 Abs. 2 dieser Richtlinie

ist dahin auszulegen, dass

ein offentlicher Auftraggeber nicht ohne Verstoff gegen den durch Art. 3 Abs. 1 Unterabs. 1 dieser Richtlinie
gewihrleisteten Grundsatz der Verhiltnismafigkeit von jedem Mitglied eines befristeten Zusammenschlusses von
Unternehmen verlangen kann, in einem Mitgliedstaat im Handels- oder Berufsregister eingetragen zu sein, um die
Tatigkeit der Vermietung von Kraftwagen mit einem Gesamtgewicht von 3,5 t oder weniger auszuiiben.

() ABL C 471 vom 22.11.2021.

Urteil des Gerichtshofs (Fiinfte Kammer) vom 10. November 2022 (Vorabentscheidungsersuchen der
High Court [Irland] — Irland) — Eircom Limited/Commission for Communications Regulation

(Rechtssache C-494/21) ()

(Vorlage zur Vorabentscheidung — Elektronische Kommunikationsnetze und -dienste — Universaldienst und

Nutzerrechte — Richtlinie 2002/22/EG [Universaldienstrichtlinie] — Art. 12 — Berechnung der Kosten der

Universaldienstverpflichtungen und Finanzierung der Universaldienstverpflichtungen — Markt mit einem

einzigen Universaldienstanbieter und mehreren Anbietern von Telekommunikationsdiensten — Feststellung
der unzumutbaren Belastung)

(2023/C 7/13)
Verfahrenssprache: Englisch

Vorlegendes Gericht

High Court (Irland)
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Parteien des Ausgangsverfahrens

Klagerin: Eircom Limited
Beklagte: Commission for Communications Regulation

Beteiligte: Vodafone Ireland Limited, Three Ireland (Hutchison) Limited, Three Ireland Services (Hutchison) Limited

Tenor

Die Art. 12 und 13 der Richtlinie 2002/22/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 7. Marz 2002 iiber den
Universaldienst und Nutzerrechte bei elektronischen Kommunikationsnetzen und -diensten (Universaldienstrichtlinie)

sind wie folgt auszulegen:

Die zustindige nationale Regulierungsbehorde hat danach bei der Priifung der Frage, ob die Nettokosten der
Universaldienstverpflichtungen fur einen Universaldienstanbieter eine unzumutbare Belastung darstellen, im Rahmen der
Untersuchung der eigenen Merkmale des Universaldienstanbieters zu beriicksichtigen, in welcher Situation sich dieser im
Vergleich mit seinen Wettbewerbern auf dem betreffenden Markt befindet.

() ABL C 431 vom 25.10.2021.

Urteil des Gerichtshofs (Achte Kammer) vom 10. November 2022 (Vorabentscheidungsersuchen des
Gerechtshof ’s-Hertogenbosch — Niederlande) — Taxi Horn Tours BV/Gemeente Weert, Gemeente
Nederweert, Touringcars VOF

(Rechtssache C-631/21) ()

(Vorlage zur Vorabentscheidung — Verfahren zur Vergabe offentlicher Bauauftrige, Lieferauftrige und
Dienstleistungsauftrige — Richtlinie 2014/24/EU — Erteilung des Zuschlags — Art. 2 Abs. 1 Nr. 10 -
Begriff ,Wirtschaftsteilnehmer* — Einbeziehung einer offenen Handelsgesellschaft ohne
Rechtspersonlichkeit — Art. 19 Abs. 2 und Art. 63 — Gemeinschaftsunternehmen oder Inanspruchnahme
der Kapazititen anderer Unternehmen der beteiligten Personen — Art. 59 Abs. 1 — Verpflichtung, eine oder
mehrere Einheitliche Europdische Eigenerklirungen [EEE] einzureichen — Zweck der EEE)

(2023/C 7/14)
Verfahrenssprache: Niederlindisch

Vorlegendes Gericht

Gerechtshof ’s-Hertogenbosch

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klagerin: Taxi Horn Tours BV

Beklagte: Gemeente Weert, Gemeente Nederweert, Touringcars VOF

Tenor

Art. 59 Abs. 1 der Richtlinie 2014/24/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 iiber die
offentliche Auftragsvergabe und zur Aufthebung der Richtlinie 2004/18/EG in Verbindung mit Art. 2 Abs. 1 Nr. 10 und
Art. 63 dieser Richtlinie sowie Anhang 1 der Durchfiithrungsverordnung (EU) 2016/7 der Kommission vom 5. Januar 2016
zur Einfithrung des Standardformulars fiir die Einheitliche Europiische Eigenerklirung



	Rechtssache C-494/21: Urteil des Gerichtshofs (Fünfte Kammer) vom 10. November 2022 (Vorabentscheidungsersuchen der High Court [Irland] — Irland) — Eircom Limited/Commission for Communications Regulation (Vorlage zur Vorabentscheidung – Elektronische Kommunikationsnetze und -dienste – Universaldienst und Nutzerrechte – Richtlinie 2002/22/EG [Universaldienstrichtlinie] – Art. 12 – Berechnung der Kosten der Universaldienstverpflichtungen und Finanzierung der Universaldienstverpflichtungen – Markt mit einem einzigen Universaldienstanbieter und mehreren Anbietern von Telekommunikationsdiensten – Feststellung der unzumutbaren Belastung)
	Rechtssache C-631/21: Urteil des Gerichtshofs (Achte Kammer) vom 10. November 2022 (Vorabentscheidungsersuchen des Gerechtshof ’s-Hertogenbosch — Niederlande) — Taxi Horn Tours BV/Gemeente Weert, Gemeente Nederweert, Touringcars VOF (Vorlage zur Vorabentscheidung – Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge, Lieferaufträge und Dienstleistungsaufträge – Richtlinie 2014/24/EU – Erteilung des Zuschlags – Art. 2 Abs. 1 Nr. 10 – Begriff „Wirtschaftsteilnehmer“ – Einbeziehung einer offenen Handelsgesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit – Art. 19 Abs. 2 und Art. 63 – Gemeinschaftsunternehmen oder Inanspruchnahme der Kapazitäten anderer Unternehmen der beteiligten Personen – Art. 59 Abs. 1 – Verpflichtung, eine oder mehrere Einheitliche Europäische Eigenerklärungen [EEE] einzureichen – Zweck der EEE)

